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Teil  1 

Einführung 

Das Wesen der Europäischen Gemeinschaft ist - vor allem für die ersten Jahr-
zehnte ihres Bestehens - entscheidend durch ihre Ausrichtung auf die Erschaffung 
und Sicherung eines Gemeinsamen Marktes geprägt. Der Gemeinsame Markt stellt 
trotz verstärkt hinzutretender neuer Politikbereiche aber auch nach wie vor ein we-
sentliches Vertragsziel nach Art. 2 des EG-Vertrages dar. Für die Verwirklichung 
dieses Zieles gilt es, innerhalb der Gemeinschaft die Freiheit des Waren-, Perso-
nen·, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs auf der Grundlage eines unverfälschten 
Wettbewerbs zu garantieren. Gerade die Freiheit des Waren- und Dienstleistungs-
verkehrs läßt sich nicht erreichen, wenn den Mitgliedstaaten nicht ein möglichst 
weitgehendes Verbot der Subventionierung ihrer Volkswirtschaften auferlegt ist. 

Zur Sicherung der vier Grundfreiheiten  sowie des unverfälschten Wettbewerbs 
sind den Gemeinschaftsorganen entsprechende legislatorische und administrative 
Befugnisse durch den EG-Vertrag zugewiesen, bei deren Ausübung mitgliedstaat-
liche Hoheitsmacht wegen Vorrangs der Gemeinschaftsgewalt zurückgedrängt 
wird.1 Der Wettbewerbsschutz findet seine rechtliche Grundlage in Art. 3 Abs. 1 
lit. g EGV. Die hierfür  durch den EG-Vertrag bereitgestellten Instrumentarien um-
fassen neben dem Kartellverbot des Art. 81 EGV sowie dem Verbot wirtschaft-
licher Machtkonzentrationen des Art. 82 EGV auch ein Verbot wettbewerbsver-
fälschender staatlicher Beihilfen (Art. 87 EGV) mit entsprechender Kontrollkom-
petenz der Gemeinschaft (Art. 88 EGV). 

Ein unverfälschter  Wettbewerb dient dem volkswirtschaftlichen Ziel, die Wirt-
schaft zur Vornahme von Investitionen entsprechend dem Prinzip der Gewinn-
maximierung dort anzuregen, wo Wettbewerbsvorteile gegenüber der Konkurrenz 
höhere Profite erwarten lassen. Beihilfen durchbrechen dieses Ziel. Jede Beihilfe 
hat zur Konsequenz, daß die Produktionsmittel nicht mehr dort eingesetzt werden, 
wo sie die Ziele wirtschaftlichen Handelns optimieren. Die Subventionierung stellt 
somit einen sachfremden Faktor bei der Standortentscheidung dar. Beihilfen ver-
fälschen zudem die Leistungskraft  von Unternehmen. Es sollen sich die Unterneh-
men am Gemeinsamen Markt durchsetzen, die aus eigener Leistungskraft  die mit 
Blick auf Preis und Qualität beste Leistung für die Verbraucher zu erbringen in der 
Lage sind. Im Falle von Subventionierungen werden künstlich Vorteile verschafft, 
die den Unternehmen aus eigener Kraft  nicht zukämen. Beihilfen bewirken damit 

ι Seidel,  in: Börner /Neundörfer  (Hrsg.), KSE 32, S. 57. 

2* 



20 Teil 1: Einführung 

eine Verzerrung des Wettbewerbs. Ohne eine Kontrolle der staatlichen Beihilfever-
gabe würde das wechselseitige Vertrauen der Mitgliedstaaten in die Öffnung  der 
Märkte unterminiert. Protektionismus jedoch würde das Ende der Verwirklichung 
des Binnenmarktes bedeuten.2 

Das Problem staatlicher Wettbewerbsverzerrung durch Subventionierung von 
Unternehmen ist nach wie vor aktuell. Zwar konstatiert die Europäische Kommis-
sion in ihren jüngsten Beihilfeanzeigern eine nicht unerhebliche Rückläufigkeit des 
Gesamtvolumens staatlicher Beihilfen.3 Der Grund für den Rückgang dürfte vor 
allem in einer angesichts knapper öffentlicher  Finanzmittel zunehmenden Kosten-
Nutzen-Analyse der Mitgliedstaaten bei der Beihilfevergabe liegen.4 Disziplinie-
rend dürfte auch die durch die Mitgliedstaaten anläßlich der Tagung des Europäi-
schen Rates 2001 in Stockholm eingegangene Verpflichtung wirken, das Gesamt-
niveau der staatlichen Beihilfen bis 2003 zu senken und die Beihilfevergabe ver-
stärkt auf horizontale Ziele von gemeinsamem Interesse umzulenken.5 Das der-
zeitig gemeinschaftsweit noch bestehende - von der Kommission etwa für das Jahr 
2001 in Höhe von 86 Mrd. EUR ermittelte - Gesamtvolumen staatlicher Beihilfen 
verfälscht in seiner kumulativen Wirkung den innergemeinschaftlichen Wettbewerb 
jedoch auch weiterhin beträchtlich.6 Mit dem Beitritt der neuen Mitgliedstaaten 
zum Frühjahr 2004 ist sogar wieder ein Anstieg des Gesamtvolumens zu erwarten. 

A. Darstellung des Problems 

Die Kontrolle staatlicher Beihilfen auf ihre Konformität mit den Erfordernissen 
des Gemeinsamen Marktes hat sich in den letzten Jahrzehnten deutlich intensiviert. 
Im Mittelpunkt des öffentlichen  wie wissenschaftlichen Interesses stand und steht 
dabei die Aufsichtstätigkeit der Europäischen Kommission, deren Beihilfeent-
scheidungen - gerade auch im Hinblick auf die Subventionierung bekannter Unter-
nehmen wie in jüngerer Zeit im Falle der Deutschen Post7 oder der WestLB8 - sel-
ten unkommentiert bleiben. 

2 Thöni/Ciresa,  Beihilfenaufsichtsrecht,  S. 9 f.; Eilmansberger,  in: Koppensteiner (Hrsg.), 
Österreichisches und europäisches Wirtschaftsprivatrecht,  S. 170 f. 

3 Laut Beihilfeanzeiger vom Frühjahr 2003 (KOM (2003) 225), http://europa.eu.int/  
comm / competition / state_aid / scoreboard / 2003 / de.pdf, S. 5 [zitiert: 24.11.2003], gingen die 
staatlichen Beihilfen in dem Fünf jahreszeitraum von 1997-2001 um 16 Mrd. EUR zurück. 

4 Vgl. Beihilfeanzeiger vom Herbst 2003 (KOM (2003) 636), http://europa.eu.int/  
comm/competition/state_aid/scoreboard/2003/autumn_de.pdf, S. 5 [zitiert: 24. 11.2003]. 

5 Siehe Ziff.  20 f. der Schlußfolgerungen des Europäischen Rates vom 24.03.2001, 
http://ue.eu.int/ueDocs/cms_Data/docs/pressData/de/ec/ACF191B.html [zitiert: 29. 06. 
2004]. 

6 Beihilfeanzeiger vom Frühjahr 2003, a. a. O. (Fn. 3), S. 4. 
7 Entscheidung vom 19.06. 2002, ABl. EG 2002 Nr. L 247/27. 
8 Entscheidung vom 08. 07. 1999, ABl. EG 2000 Nr. L 150 /1. 
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Die Kompetenzen der Brüsseler Behörde im Rahmen der Beihilfeüberwachung 
sind mit den Art. 87 ff.  EGV primärrechtlich in einem eigenen Regelungskomplex 
des Vertrages zu „Staatlichen Beihilfen" festgehalten. Ein umfassendes Reform-
programm der Gemeinschaft Ende der 90er Jahre, dessen Ziele in einer verstärkten 
Transparenz des Beihilfeverfahrens,  der Zunahme an Rechtssicherheit sowie der 
Neuorientierung der Prioritäten lagen, mündete u. a. in die Verabschiedung einer 
Verfahrensverordnung,  die detailliert zu dem Ablauf des beihilferechtlichen Kon-
trollverfahrens  auf Gemeinschaftsebene sowie der der Kommission hierbei über-
tragenen Befugnisse Stellung nimmt. 

Wenig Beachtung fand hingegen bis vor kurzem die Rolle der nationalen Ge-
richte bei der Anwendung des gemeinschaftlichen Beihilferechts. Die Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs beschränkte sich diesbezüglich lange Zeit 
auf die Aussage, daß dem beihilferechtlichen Durchführungsverbot  unmittelbare 
Wirkung zukomme und hieraus eine Anwendungspflicht der nationalen Gerichte 
resultiere.9 Erst in den neunziger Jahren nahm der Gerichtshof punktuell konkreter 
Stellung zu einzelnen Befugnissen der staatlichen Gerichte im Rahmen der Bei-
hilfekontrolle.  Das Interesse der Literatur an der innerstaatlichen Anwendung 
des EG-Beihilferechts konzentrierte sich - ausgelöst durch das A/can-Urteil des 
Gerichtshofs - lange Zeit auf die Untersuchung der Frage der behördlichen Durch-
setzung bzw. Durchsetzbarkeit beihilferechtlicher  Rückforderungsentscheidungen 
der Kommission in den Mitgliedstaaten. 

Es mögen dies die Umstände gewesen sein, die die Europäische Kommission 
dazu bewogen haben, eine praktische Untersuchung zu der Anwendung des ge-
meinschaftlichen Beihilferechts durch die Gerichte der Mitgliedstaaten bei der 
Association Européenne des Avocats (AEA) in Auftrag zu geben, deren Ergebnisse 
in dem gleichlautenden Bericht vom Juni 1999 festgehalten sind.10 Die Verfasser 
konnten für die Jahre des Bestehens der Europäischen Gemeinschaft bis zum Be-
richtsschluß lediglich 116 Verfahren  ausmachen, in denen die Art. 87 f. EGV durch 
staatliche Gerichte zur Anwendung gelangten, wobei die Anzahl der in den letzten 

9 Siehe EuGH Rs 6/64 (COSTA/E.N.E.L.), Slg. 1964, 1253 (1273) zur unmittelbaren 
Wirkung sowie Rs 120/73 (Lorenz/Deutschland), Slg. 1973,1471 (Rdnr. 8 f.) zu der hieraus 
resultierenden Anwendungspflicht der Gerichte. 

1 0 Der in Englisch verfaßte Bericht trägt den Titel .»Application of EC State aid Law by 
the Member State Courts". Er wurde koordiniert von Thomas  Jestaedt/Tom  R. Ottervanger/ 
Jean-Pierre  van Cutsem  und ist auf den Internetseiten der Europäischen Union abruf-
bar: http: // europa, eu.int / comm / competition / state_aid / legislation / app_by_member_states / 
[zitiert: 24. 11.2003]. Nachfolgend zitiert als „AEA-Report". Vgl. zu der Motivation der 
Kommission auch das Vorwort ihres ehemaligen Wettbewerbskommissars van Miert,  S. I: 
„ State aid  is traditionally  considered  as an area  where  there  is not  much room  for  action  at 
national  level , given  the Commission's  almost  exclusive  competence.  This  is true asfar as the 
assessment  of  the compatibility  of  an aid  with  the common market  is concerned.  However, ... 
national  courts  may also be called  to take  part  in State  aid  control  in many different  situa-
tions.  ... This  study  will  certainly  also bring  a contribution  by  showing  possible  ways  of 
action  and  offering  inspiration  for  future  developments . " 


